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platzzahl spiegelt sich in der Tat wider, dass 
Bonn, die Region und Nordrhein-Westfalen diesen 
Umzug, den es teilweise schon gegeben hat, 
ganz vernünftig bewerkstelligt haben. Das ist ei-
gentlich erst recht ein Grund, seine Zusagen ein-
zuhalten, und kein Grund, diejenigen zu bestra-
fen, die sich angestrengt haben. Da werden an-
sonsten völlig falsche Anreize gesetzt.  

(Beifall von Ilka von Boeselager [CDU]) 

Die Landesregierung hat zugesagt, die Entwick-
lung der Region weiter zu fördern und zu unter-
stützen. Dabei haben wir darauf zu achten, dass 
das Berlin/Bonn-Gesetz nach Geist und Buchsta-
ben eingehalten und Bonn als Standort für die in-
ternationale Zusammenarbeit und den internatio-
nalen Dialog weiter ausgebaut wird. 

Wir bekennen uns zu den Festlegungen. In die-
sem Bekenntnis fühlt sich die Landesregierung 
auch durch die Beschlüsse zur Föderalismusre-
form gestützt und gestärkt.  

Herr Dr. Papke, Sie haben eben angesprochen, 
welche Möglichkeiten wir haben. Ich will es noch 
einmal deutlich machen: Sowohl in der Begründung 
zum Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes als 
auch in der Begleitentschließung zu dem Gesamt-
paket Föderalismusreform wird ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die Regelung des Berlin/Bonn-
Gesetzes durch die Neufassung von Art. 22 des 
Grundgesetzes zur Hauptstadt der Bundesrepublik 
Deutschland unberührt bleibt. Das ist gerade einmal 
ein paar Monate her. Dieser Beschluss ist mit Zwei-
drittelmehrheit gefasst worden – sowohl im Bundes-
rat als auch im Bundestag. Ich glaube, dass wir das 
denjenigen in Erinnerung bringen müssen, die sol-
che eindeutigen Beschlüsse bereits wenige Monate 
später wieder öffentlich infrage stellen, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Von den Vorrednern, zum Beispiel von Frau von 
Boeselager, sind viele wichtige Punkte angespro-
chen worden, auch die Frage des UNO-
Standortes. Wir setzen hier auf die Rückende-
ckung der Bundesregierung. 

Wenngleich der Haushaltsausschuss des Bundes-
tages derzeit durch das Bundesinnenministerium 
und das Bundesfinanzministerium die Vor- und 
Nachteile eines kompletten Umzuges auch finan-
ziell noch prüfen lässt, will ich an dieser Stelle 
schon einmal unterstreichen, dass allein die 5 Mil-
liarden € plus x, die hier in Rede stehen, ein 
Hemmschuh sein sollten.  

An dieser Stelle möchte ich aber auch noch ein-
mal daran erinnern: Meine Damen und Herren, 

wäre es nach den finanziellen bzw. wirtschaftli-
chen Erwägungen bei dem entsprechenden Be-
schluss aus dem Jahre 1994 gegangen, dann wä-
re Bonn selbstverständlich Regierungssitz und 
Sitz des Parlamentes geblieben. Daran erinnere 
ich alle diejenigen, die an diesen Grundfesten rüt-
teln wollen und die durch die Arbeitsteilung ent-
stehenden Kosten in Höhe von rund 10 Millio-
nen € gegen diesen großen Kostenblock rechnen 
wollen. 

Meine Damen und Herren, ich froh darüber, dass 
sich zum Beispiel auch der Vorsitzende des 
Haushaltsausschusses des Bundestages im „Ge-
neral-Anzeiger“ erst vorgestern dazu deutlich ge-
äußert hat, und ich bin froh darüber, dass wir an 
dieser Stelle deutlich machen können: Nordrhein-
Westfalen steht zusammen – fraktionsübergrei-
fend, parteiübergreifend. Düsseldorf und die an-
deren Regionen stehen zum entsprechenden Ge-
setz. Wir stehen zu der wirklichen Arbeitsteilung 
zwischen Berlin und Bonn. – Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Breuer. – Meine Damen und Herren, 
es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellen-
den Fraktionen haben direkte Abstimmung bean-
tragt. Deshalb stimmen wir über den Inhalt des 
Antrages Drucksache 14/4017 – 2. Neudruck – 
ab. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Wer ist dage-
gen? – Wer enthält sich der Stimme? – Dann ist 
dieser Antrag einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zu 

6 Zweites Gesetz zur Änderung des Abge-
ordnetengesetzes 

Gesetzentwurf  
der Fraktion der CDU,  
der Fraktion der SPD und  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/3913 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Hauptausschusses 
Drucksache 14/3988 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und gebe Herrn Biesen-
bach das Wort. 
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Peter Biesenbach (CDU): Frau Präsidentin! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben das 
Thema Änderung des Abgeordnetengesetzes 
heute zum zweiten Mal auf der Tagesordnung. Ich 
freue mich, dass ich jetzt wieder für die An-
tragsteller gemeinsam sprechen kann. So oft 
kommt das ja nicht vor. 

Das Thema haben wir mehrfach und lange mit-
einander besprochen und debattiert. Beim letzten 
Mal haben wir gemeinsam vorgetragen, nach wel-
chen Regelungen und nach welchem objektivier-
ten Verfahren wir diese Erhöhung heute dem Par-
lament zur Abstimmung vorlegen, und waren ge-
meinsam der Auffassung, dass diese 1,39 % ge-
rechtfertigt sind. 

Nach der ersten Lesung hat es – das war zu er-
warten; damit haben wir gerechnet – eine öffentli-
che Diskussion gegeben, die aber auch aus mei-
ner Sicht erstaunlich ruhig verlaufen ist; denn es 
gab natürlich – auch das haben wir erwartet – 
Reaktionen. Es gab Reaktionen bei mir, die über-
wiegend aus dem Bereich der beamteten Mitar-
beiter des Landes kamen. Wir werden später im 
Laufe dieses Tages auch noch das Thema Ein-
malzahlung in erster Lesung beraten, sodass wir 
auch dabei wieder ein Stückchen in die Argumen-
tation hineinkommen. 

Bei der ersten Lesung konnte ich deutlich ma-
chen, wie die Preisentwicklung war, nämlich bei 
20 %, und wie die Gehaltserhöhung in den übri-
gen Bereichen und im Mitarbeiterbereich – mit 
Ausnahme der beamteten Mitarbeiter – war. Dort 
war eine Gehaltssteigerung von 31 % festzustel-
len, während wir im Abgeordnetenbereich bei 
16 % liegen. Von daher sind alle Faktoren in die 
Berechnung der Präsidentin eingeflossen.  

Ferner haben wir die Zustimmung des Steuerzah-
lerbundes.  

Darum meine ich, Ihnen heute empfehlen zu kön-
nen, dieser Erhöhung zuzustimmen – auch aus 
dem Grund, dass die Bezüge der Abgeordneten 
seit dem Jahre 2002 nicht mehr verändert wurden 
und wir darüber hinaus eine Entschädigungsrege-
lung getroffen haben, die in Deutschland bisher 
einmalig ist und die auch bei den meisten eine 
deutliche Absenkung des Nettobetrages herbeige-
führt hat. 

In dem Sinne schlage ich Ihnen also vor, das Ge-
setz in der zweiten Lesung heute anzunehmen. 

(Beifall von CDU, SPD und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Biesenbach. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine 
Damen und Herren, alle Argumente sind wohl ab-
gewogen worden. Auch das, was Sie, Herr Bie-
senbach, vorgetragen haben, ist auch bei uns mit 
aller Ernsthaftigkeit diskutiert worden. Herr Rem-
mel hat bereits in der ersten Lesung dazu ausge-
führt, dass das Abstimmungsverhalten in der 
Fraktion bei uns unterschiedlich ausfallen wird. 

Ich möchte sehr deutlich sagen: Wir reden mit 
dem, was ich Ihnen mit der folgenden persönli-
chen Erklärung eines Teiles der Abgeordneten 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vortrage, 
nicht die Arbeit der Abgeordneten, unsere ge-
meinsame Arbeit hier und die im Land klein. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir stellen aber trotzdem in einer persönlichen 
Erklärung fest:  

Ein Angemessenheitsbericht für Bezüge ist nicht 
nur für Abgeordnete angezeigt.  

Angesichts der Tatsache, 

– dass große Bevölkerungsgruppen wie 
Empfängerinnen und Empfänger von Arbeits-
losengeld II eine ebenso notwendige Anpas-
sung ihrer Bezüge nicht erhalten,  

– dass andere Bezüge, zum Beispiel für Rent-
nerinnen und Rentner, nur marginal angeho-
ben werden,  

– dass Bedienstete des Landes weit reichende 
Einkommenseinbußen hinnehmen müssen, 

stimmen wir der Erhöhung der Abgeordnetenbe-
züge nicht zu. 

Außerdem wenden wir uns gegen die in der Ände-
rung des Abgeordnetengesetzes vorgesehene 
Kürzung der Mittelansätze für die Arbeit in den 
Regionalräten. 

Es haben gezeichnet: Sigrid Beer, Monika Düker, 
Horst Becker, Barbara Steffens, Ruth Seidl, Rüdi-
ger Sagel, Andrea Asch und Ewald Groth. 

(Beifall von den GRÜNEN)  

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön. – 
Meine Damen und Herren, es liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Be-
schlussempfehlung des Hauptausschusses 
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Drucksache 14/3988 zustimmen möchte, den bit-
te ich um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – 
Wer enthält sich? – Dann ist dies mit Mehrheit so 
angenommen.  

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt  

7 Gesetz über das Personaleinsatzmanagement 
Nordrhein-Westfalen (Personaleinsatzmana-
gementgesetz NRW – PEMG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/3975  

erste Lesung  

Zur Einbringung des Gesetzentwurf erteile ich 
vonseiten der Landesregierung dem Herrn Fi-
nanzminister Linssen das Wort.  

(Minister Dr. Helmut Linssen ist noch nicht 
anwesend.) 

Er hat wohl nicht damit gerechnet, dass wir mit 
den letzten Tagesordnungspunkten so schnell fer-
tig werden.  

(Zurufe von der SPD: Sprachloser Finanzmi-
nister! – Peinlich! – Lasst uns doch abstim-
men!) 

Ich schlage vor, dass wir einen kleinen Augenblick 
warten. Er kommt gleich.  

(Zuruf von der SPD: Landtag tagt ohne Lan-
desregierung! – Weitere Zurufe von der 
SPD) 

– Meine Damen und Herren, der Minister ist im 
Haus. Er ist unverzüglich hier. Er rennt.  

(Zurufe – Unruhe – Zuruf von der SPD: 
Sternstunde des Parlaments! – Christian 
Weisbrich [CDU]: Fangen wir doch schon 
einmal mit der Debatte an!) 

– Das geht ja nicht. Das ist die Einbringung! 

(Minister Dr. Helmut Linssen geht ans Rede-
pult. – Zurufe: Aha! Hey! – Beifall) 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Ich hatte ge-
rade das Essen auf dem Teller, aber … 

(Heiterkeit) 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Die Landesregierung hat Ihnen den 
Gesetzentwurf zur Einrichtung eines Personal-
einsatzmanagements in Nordrhein-Westfalen vor-
gelegt. 

Das Personaleinsatzmanagement ist notwendig, 
um die Verwaltungsstrukturreform zu unterstützen 
und das strukturelle Defizit des Landeshaushalts 
in den Griff zu bekommen. Kw-Vermerke müssen 
zügig und vor allem schneller als bisher abgebaut 
werden. Beschäftigte des Landes sollen nur dort 
eingesetzt werden, wo sie wirklich benötigt wer-
den. Es ist nicht zu schaffen, den Haushalt nach-
haltig zu entlasten, ohne die Personalkosten zu 
reduzieren. Das gilt nach wie vor – trotz der der-
zeit erfreulichen Einnahmesituation. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich 
Ihnen das Instrument Personaleinsatzmanage-
ment mit einem Blick auf die jetzige Situation un-
seres landesinternen Arbeitsmarkts vorzustellen. 
Ich denke, dann wird noch deutlicher, warum wir 
das Personaleinsatzmanagement, kurz PEM ge-
nannt, benötigen. 

Bislang haben wir keinen landesweiten, sondern 
lediglich ressortbezogene Arbeitsmärkte. Einen 
Wechsel der Beschäftigten zwischen den Res-
sorts gibt es kaum, eine ressortübergreifende 
Transparenz fehlt, Arbeits- und Leistungspoten-
ziale der Beschäftigten werden nicht ausgenutzt, 
und vor allem: Stellennachbesetzungen erfolgen 
meist nicht mit Beschäftigten, die in anderen Res-
sorts auf Stellen sitzen, die an sich überflüssig 
sind. Die Ressorts greifen vielmehr häufig auf den 
freien Markt zu. Das wollen wir nun im Interesse 
effektiver Haushaltskonsolidierung ändern. 

Ausgangspunkt unserer Betrachtung für ein effek-
tives Personaleinsatzmanagement ist der kw-
Vermerk, also die Entscheidung des Haushalts-
gesetzgebers, dass ein Überhang an Personal 
besteht. Nun macht sich der Haushaltsgesetzge-
ber aber keine ins Einzelne gehenden Gedanken 
darüber, welche konkreten Stellen in welchen ge-
nau bestimmten Dienststellen wegfallen. Diese 
sogenannten Kw-Vermerke werden ganz über-
wiegend pauschal ausgebracht. 

Als ich hier in den Landtag kam, habe ich auch 
ein bisschen länger gebraucht, bis ich dieses Sys-
tem verstanden habe. Deshalb versuche ich es 
noch einmal ein bisschen zu erklären.  

Wollen wir nun einen Vorzieheffekt ausnutzen und 
nicht mehr abwarten, bis sich der kw-Vermerk 
durch natürliche Fluktuation erledigt hat, müssen 
wir genau bestimmen, wo in der Landesverwal-
tung zu viel Personal vorhanden ist. Die Ressorts 
müssen diese schwierige Aufgabe eigenverant-
wortlich erfüllen. Sie müssen entscheiden, ob 
Prozesse optimiert, einzelne Aufgaben nicht mehr 
wahrgenommen werden oder ähnliche organisato-
rische Entscheidungen zu treffen sind. 
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